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Haußmann: Symbolpolitik für den öffentlichen Dienst nützt Frauen im
Mittelstand nichts

In einer Landtagsdebatte zur Verabschiedung des Chancengleichheitsgesetzes sagte der
frauenpolitische Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, Jochen Haußmann:

„Mit diesem Symbolgesetz für den öffentlichen Dienst sollen fast fünf Millionen Euro Steuergelder für
noch mehr Bürokratie auf Rathäusern, in Landratsämtern und Landesbehörden ausgegeben werden.
Dabei sind dort die Beteiligungsrechte und Freistellungsregelungen für Personalräte wahrlich nicht
unterentwickelt. Und bereits heute stellen die Frauen im öffentlichen Dienst die Mehrzahl der
Beschäftigten und sind klar auf dem Vormarsch. Ich hätte es als frauenpolitischer Sprecher begrüßt,
wenn sich diese Regierung daran gemacht hätte, intelligente Instrumente zu entwickeln, die allen Frauen
nützen. Grün-Rot geht es aber einmal mehr nur um den öffentlichen Dienst. So zahlen auch die Frauen im
Mittelstand und in der gesamten Privatwirtschaft, die von dem Gesetz rein gar nichts haben, mit ihren
Steuergeldern diese unnötigen verpflichtenden Beauftragtenstellen mit. Dabei wird in den großen
Städten noch nicht einmal Neues geschaffen: Hier gibt es in der Mehrzahl der Fälle schon freiwillig
Beauftragte. Wozu braucht es dann nun frische Landesgelder? Das sind für mich unnötige Aufwendungen
ohne Zusatznutzen und daher völlig entbehrlich. Und nicht ohne Grund hat sich der Gemeindetag Baden-
Württemberg sehr kritisch mit dem Gesetz auseinandergesetzt.“


